
Anfrage SPÖ – eingelangt: 5.2.2026 – Zahl: 29.01.169 

Herr Landeshauptmann  
Mag. Markus Wallner  
Landhaus  
6900 Bregenz 
 

 
Bregenz, 4. Februar 2026 

 

 
 
 

Folgeanfrage zur Praxis und Rechtslage der 
„fiktiven Archivierung“  
 
 
Sehr geehrter Herr Landeshauptmann, 
 
in der Anfragebeantwortung Zahl 29.01.156 vom 13. Jänner 2026 zur Praxis der sogenannten 

„fiktiven Archivierung“ vertreten Sie die Rechtsansicht, dass elektronische 

Dokumentenbestände ausgeschiedener Regierungsmitglieder, die dem Landesarchiv zur 

Übernahme angeboten wurden, auch dann als vom Landesarchiv übernommen gelten, wenn 

eine tatsächliche Übernahme mangels technischer Möglichkeiten faktisch nicht erfolgt ist. 

Diese Rechtsauffassung ist für den Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes 

von wesentlicher Bedeutung, da sie darüber entscheidet, ob Unterlagen dem IFG unterliegen 

oder ausschließlich den archivrechtlichen Zugangsregelungen. 

Die Anfragebeantwortung Zahl 29.01.156 vom 13. Jänner 2026 verweist dabei auf eine 

rechtliche Annahme, ohne jedoch eine konkrete gesetzliche Grundlage, einen normativen 

Anknüpfungspunkt oder eine dokumentierte Entscheidungsgrundlage darzulegen. Daraus 

ergeben sich weitere, klärungsbedürftige Fragen. 

 

Aus diesen Gründen richten wir gemäß § 54 der Geschäftsordnung des Vorarlberger 

Landtags folgende 

 
 

A N F R A G E 
 
an Sie: 
 

1. Auf welche konkrete Bestimmung des Vorarlberger Archivgesetzes oder einer 

anderen Rechtsvorschrift stützt sich die Annahme, dass ein elektronischer 
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Dokumentenbestand rechtlich als vom Landesarchiv übernommen gilt, obwohl eine 

tatsächliche technische Übernahme nicht erfolgt ist? 

2. Welche rechtlichen Kriterien müssen nach Auffassung der Landesregierung erfüllt 

sein, damit von einer Übernahme im archivrechtlichen Sinn ausgegangen werden 

kann? Welche dieser Kriterien sind bei der in der Anfragebeantwortung Zahl 

29.01.156 dargestellten Konstellation erfüllt? 

3. Handelt es sich bei der in der Anfragebeantwortung Zahl 29.01.156  dargestellten 

Rechtsauffassung um eine allgemein verbindliche Verwaltungspraxis oder um eine 

einzelfallbezogene Beurteilung? 

Falls allgemein verbindlich: Seit wann gilt diese Praxis und in welcher Form wurde sie 

intern festgelegt und/oder kommuniziert? 

4. Wurde diese Rechtsauffassung innerhalb der Landesverwaltung schriftlich 

abgestimmt, genehmigt und/oder dokumentiert? Wenn ja, bitte um Angabe der 

zuständigen Organisationseinheit sowie des Zeitpunkts der Festlegung. 

5. In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes die 

Anwendung des IFG mit der Begründung verneint, dass elektronische 

Dokumentenbestände ausgeschiedener Regierungsmitglieder als archiviert gelten, 

obwohl diese faktisch nicht vom Landesarchiv übernommen worden waren? 

6. Welche Stelle entscheidet im Einzelfall darüber, ob ein elektronischer 

Dokumentenbestand als archiviert und damit nicht dem IFG unterliegend qualifiziert 

wird, und nach welchen überprüfbaren Kriterien erfolgt diese Entscheidung? 

7. Wie wird sichergestellt, dass technische oder organisatorische Einschränkungen bei 

der Übernahme elektronischer Unterlagen nicht dazu führen, dass Informationen 

dauerhaft dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes entzogen 

werden? 

8. Unterliegt elektronische Kommunikation dann dem Informationsfreiheitsgesetz, 

wenn sie in sachlichem Zusammenhang mit der Vorbereitung, Koordination oder 

Entscheidungsfindung staatlichen Handelns steht, unabhängig davon, ob sie formal 

als Archivgut qualifiziert wird? Falls nein, auf welche gesetzliche Grundlage stützt sich 

diese Auffassung? 

9. Ist beabsichtigt, die in der Anfragebeantwortung dargestellte Rechtsauffassung 

künftig ausdrücklich gesetzlich zu regeln oder klarzustellen? 

Falls ja, in welcher Form und in welchem zeitlichen Rahmen? 

Falls nein, warum nicht? 

10. Wann und in welcher Form wurden die elektronischen Akten mit Bezug zum 

Wirtschaftsbund Vorarlberg dem Landesarchiv zur Übergabe als Archivgut 

angeboten?  

 
 
 
Mit bestem Dank für eine ausführliche Beantwortung, 
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LAbg. Ing. Reinhold Einwallner  



Beantwortet: 26.2.2026 – Zahl: 29.01.169 
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Bregenz, am 26. Februar 2026 

 

 

Herrn KO Mario Leiter und 

Herrn LAbg. Ing. Reinhold Einwallner  

SPÖ Landtagsklub 

im Wege der Landtagsdirektion 

6900 Bregenz 

 

  

 

Betrifft: Folgeanfrage zur Praxis und Rechtslage der „fiktiven Archivierung“; 

 Anfrage vom 04.02.2026, Zl. 29.01.169 

 

 

Sehr geehrter Herr Klubobmann, 

sehr geehrter Herr Landtagsabgeordneter! 

 

Ihre gemäß § 54 der Geschäftsordnung des Vorarlberger Landtages an mich gerichtete Landtags-

anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit Landesrat Marco Tittler wie folgt. 

 

 

1. Auf welche konkrete Bestimmung des Vorarlberger Archivgesetzes oder einer anderen 

Rechtsvorschrift stützt sich die Annahme, dass ein elektronischer Dokumentenbestand 

rechtlich als vom Landesarchiv übernommen gilt, obwohl eine tatsächliche technische 

Übernahme nicht erfolgt ist?  

2. Welche rechtlichen Kriterien müssen nach Auffassung der Landesregierung erfüllt sein, 

damit von einer Übernahme im archivrechtlichen Sinn ausgegangen werden kann? Welche 

dieser Kriterien sind bei der in der Anfragebeantwortung Zahl 29.01.156 dargestellten 

Konstellation erfüllt? 

 

§ 15 Abs. 2 Archivgesetz, LGBl.Nr. 1/2016, in der Fassung LGBl.Nr. 44/2025, §§ 6 Abs. 2 und 7, 10 

Abs. 1 und 11 Abs. 1 Archivgesetz in der Fassung vor LGBl.Nr. 44/2025. 

 

 

3. Handelt es sich bei der in der Anfragebeantwortung Zahl 29.01.156 dargestellten 

Rechtsauffassung um eine allgemeine verbindliche Verwaltungspraxis oder um eine 

einzelfallbezogene Beurteilung?  

Falls allgemein verbindlich: Seit wann gilt diese Praxis und in welcher Form wurde sie intern 

festgelegt und/oder kommuniziert?  
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4. Wurde diese Rechtsauffassung innerhalb der Landesverwaltung schriftlich abgestimmt, 

genehmigt und/oder dokumentiert? Wenn ja, bitte um Angabe der zuständigen 

Organisationeinheit sowie des Zeitpunkts der Festlegung.  

5. In wie vielen Fällen wurde seit Inkrafttreten des Informationsfreiheitsgesetzes die 

Anwendung des IFG mit der Begründung verneint, dass elektronische Dokumentenbestände 

ausgeschiedener Regierungsmitglieder als archiviert gelten, obwohl diese faktisch nicht vom 

Landesarchiv übernommen worden waren?  

6. Welche Stelle entscheidet im Einzelfall darüber, ob ein elektronischer Dokumentenbestand 

als archiviert und damit nicht dem IFG unterliegend qualifiziert wird, und nach welchen 

überprüfbaren Kriterien erfolgt diese Entscheidung?  

 

Wie im Kontrollausschuss am 21. Jänner 2026 mehrfach ausgeführt wurde bzw. der Anfrage-

beantwortung vom 3. Februar 2026, Zahl: 29.01.156, zu entnehmen ist, ist die dargestellte 

Rechtslage Grundlage des Bescheides der Vorarlberger Landesregierung, mit welchem der Zugang 

zu einer begehrten Information gemäß Art. 22a Abs. 2 Bundes- Verfassungsgesetz (B-VG), BGBl. 

Nr. 1/1930, in der Fassung BGBl. I Nr. 89/2024, iVm den §§ 7 Abs. 1, 11 Abs. 1 und 16 Informations-

freiheitsgesetz (IFG), BGBl. I Nr. 5/2024, nicht erteilt wurde. Gegen diesen Bescheid wurde das 

Rechtsmittel der Bescheidbeschwerde ergriffen, weshalb nunmehr das Landesverwaltungsgericht 

Vorarlberg zu entscheiden hat. Informationsbegehren werden von der in der Sache zuständigen 

Organisationseinheit des Amtes der Landesregierung bearbeitet, welche das dazugehörende 

behördliche Verfahren entsprechend den organisationsrechtlichen Vorgaben führt. Das gegen-

ständliche Verfahren wurde von der für allgemeine Angelegenheiten der Informationsfreiheit 

zuständigen Abteilung Regierungsdienste (PrsR) geführt. 

 

Dokumente (unabhängig von der Form des Datenträgers, also auf Papier und in elektronischer 

Form), die unmittelbar bei Mitgliedern der Landesregierung oder des Präsidiums des Landtages in 

Ausübung ihrer Funktion anfallen und nicht bei der ihnen nachfolgenden Person verbleiben sollen, 

müssen unverzüglich nach dem Ausscheiden aus der jeweiligen Funktion dem Landesarchiv zur 

Übernahme angeboten werden und hat das Landesarchiv zu beurteilen, ob es sich bei den 

angebotenen Dokumenten um Archivgut handelt (§ 6 Abs. 2 und 5 Archivgesetz, LGBl.Nr. 1/2016, 

in der Fassung vor LGBl.Nr. 44/2025 und in der Fassung LGBl.Nr. 44/2025). 

 

 

7. Wie wird sichergestellt, dass technische oder organisatorische Einschränkungen bei der 

Übernahme elektronischer Unterlagen nicht dazu führen, dass Informationen dauerhaft 

dem Anwendungsbereich des Informationsfreiheitsgesetzes entzogen werden?  

9. Ist beabsichtigt, die in der Anfragebeantwortung dargestellte Rechtsauffassung künftig 

ausdrücklich gesetzlich zu regeln oder klarzustellen?  

Falls ja, in welcher Form und in welchem zeitlichen Rahmen?  

Falls nein, warum nicht?  
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Der XXXII. Vorarlberger Landtag hat in seiner 6. Sitzung im Jahr 2025, am 3. Juli, mit den Stimmen 

der VP-, FPÖ- und SPÖ-Fraktion sowie der Fraktion Die Grünen eine umfangreiche Sammelnovelle 

über begleitende Regelungen zur Informationsfreiheit, LGBl.Nr. 44/2025, beschlossen. Mit dieser 

Novelle erfolgte eine Anpassung von jenen Bestimmungen der Landesrechtsordnung, die nicht mit 

dem in Art. 22a B-VG geregelten Grundrecht auf Zugang zu Informationen vereinbar waren. 

Weitere gesetzliche Änderungen sind daher nicht erforderlich. 

 

 

8. Unterliegt elektronische Kommunikation dann dem Informationsfreiheitsgesetz, wenn sie in 

sachlichem Zusammenhang mit der Vorbereitung, Koordination oder Entscheidungsfindung 

staatlichen Handels steht, unabhängig davon, ob sie formal als Archivgut qualifiziert wird? 

Falls nein, auf welche gesetzliche Grundlage stützt sich diese Auffassung?  

 

Es wird auf die Antwort zu Frage 8. der Anfragebeantwortung vom 3. Februar 2026, Zahl: 

29.01.156, verwiesen. 

 

 

10. Wann und in welcher Form wurden die elektronischen Akten mit Bezug zum Wirtschafts-

bund Vorarlberg dem Landesarchiv zur Übergabe als Archivgut angeboten?  

 

Sollte sich die Fragestellung auf den Dokumentenbestand des ehemaligen Landesstatthalters 

Mag. Karlheinz Rüdisser beziehen, ist auszuführen, dass dieser die Dokumente (auf Papier und in 

elektronischer Form), die unmittelbar in Ausübung seiner Funktion als Mitglied der Landes-

regierung angefallen sind und nicht bei der ihm nachfolgenden Person verbleiben sollten, in 

Übereinstimmung mit § 6 Abs. 2 Archivgesetz, LGBl.Nr. 1/2016, in der Fassung LGBl.Nr. 37/2018, 

unverzüglich nach dem Ausscheiden aus seiner Funktion als Mitglied der Landesregierung dem 

Landesarchiv zur Übernahme angeboten bzw. übergeben hat. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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